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Inklusionsbetriebe in Deutschland:  
Eine Beschäftigungsmöglichkeit für  
Menschen mit Schwerbehinderung

Zentrale Ergebnisse und Rückschlüsse für Österreich  
im Rahmen einer aktuellen Studie im Auftrag des AMS Österreich

1  �Von der Sozialfirma zum Inklusionsbetrieb

Historisch betrachtet sind Inklusionsbetriebe1 kein neuartiges 
Modell. Unter der Bezeichnung »Sozialfirmen« finden sich schon 
gegen Ende der 1970er-Jahren erste Unternehmen, die durch einen 
besonders hohen Anteil an Beschäftigten mit Behinderung und 
durch besonders inklusionsgerechte Arbeitsstrukturen gekenn-
zeichnet waren. Ihr Entstehen war eine Reaktion auf die einset-
zende Enthospitalisierung in der Psychiatrielandschaft in Deutsch-
land, die es notwendig machte, Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen zu schaffen. Erst 
2001 – mit der Einführung des SGB IX2 – wurde das Modell der 
Inklusionsbetriebe formalisiert und Teil des Leistungskataloges 
zur Förderung der Teilhabe von Menschen mit Behinderung. Der 
Gesetzgeber definiert Inklusionsbetriebe als Unternehmen oder 
Abteilungen, die zwischen 30 und 50 Prozent Menschen mit einer 
Schwerbehinderung im Rahmen regulärer Beschäftigungsverhält-
nisse beschäftigen. Es sind Unternehmen, die am Markt in Konkur-
renz zu konventionellen Unternehmen agieren. Inklusionsbetrie-
be nutzen Förderinstrumente, erwirtschaften aber einen Großteil 
ihrer Erlöse, im Durchschnitt rund 75 Prozent,3 über den Markt.

Die vorliegende Studie im Auftrag der Abt. Arbeitsmarktfor-
schung und Berufsinformation des AMS Österreich,4 die in den 
Jahren 2016 und 2017 vom sozialwissenschaftlichen Forschungs- 
und Beratungsinstitut abif durchgeführt wurde, setzte es sich zum 
Ziel, dieses deutsche Modell der Inklusionsbetriebe eingehend zu 
analysieren und gegebenenfalls Rückschlüsse für die österreichi-
sche Förderlandschaft zu ziehen. 

1 � Bis 2017 wurden Inklusionsbetriebe unter der Bezeichnung »Integrationsprojek-
te« im deutschen Sozialgesetzbuch (SGB) IX bezeichnet und waren bundesweit 
als »Integrationsunternehmen« bzw. als »Integrationsabteilungen« bekannt, wenn 
nur ein Teilbetrieb eines Unternehmens als »Integrationsprojekt« geführt wurde. 
Die viel treffendere Bezeichnung »Inklusionsbetrieb« findet sich mit beginnender 
Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes nun auch im SGB IX.

2 � SGB IX = Sozialgesetzbuch IX.
3 � Vgl. Prantl, Heribert (2015): Integration als systemrelevante Aufgabe. Die Stärke 

eines Staates misst sich auch am Wohl der behinderten Menschen, in: Schwendy, 
Arnd / Rustige, Claudia / Stadler, Peter / Wunsch, Michal (Hg.): Integrationsunter-
nehmen als Wegweiser zu Inklusion. Wirkungen, Erfolge, Perspektiven, Paranus 
Verlag, Neumünster 2015, Seite 22.

4 � Egger-Subotitsch, Andrea / Stark, Martin (2017): AMS report 126: Inklusionsbe-
triebe in Deutschland – Analysen und Rückschlüsse für Österreich. Wien. Down-
load unter www.ams-forschungsnetzwerk.at im Menüpunkt »E-Library«.

2  �Dynamische Entwicklung des Sektors macht 
Inklusionsbetriebe zum Erfolgsmodell

Die Verankerung der Inklusionsbetriebe im SGB IX führte zu einer 
starken Dynamik im Sektor. 2003 gab es deutschlandweit 365 Inklusi-
onsbetriebe, 2015 waren es bereits 847. Dieses rasante Wachstum zeigt 
sich auch in den Beschäftigtenzahlen. Waren 2008 in allen Inklusions-
betrieben 15.140 Personen beschäftigt (davon 47 Prozent Menschen 
mit Schwerbehinderung), waren es im Jahr 2015 insgesamt 25.937 Be-
schäftigte (davon 43 Prozent Menschen mit Schwerbehinderung).5 
Diese Entwicklung spricht für eine hohe Akzeptanz und einen hohen 
Bedarf des Instrumentes, weshalb die Inklusionsbetriebe in Deutsch-
land auch als Erfolgsmodell betrachtet werden. 

3  �Dauerhafte Förderungen als wichtige Voraus-
setzung für den Erfolg von Inklusionsbetrieben

Der Erfolg der Inklusionsbetriebe ist auch auf die Förderinstru-
mente zurückzuführen, die im Zuge der gesetzlichen Verankerung 
geschaffen wurden. Aufgrund des hohen Anteiles von Menschen 
mit Behinderung an der Belegschaft haben Inklusionsbetriebe 
Wettbewerbsnachteile gegenüber konventionellen Unternehmen. 
Um diese Nachteile auszugleichen, stehen den Inklusionsbetrie-
ben verschiedene Förderinstrumente zur Verfügung. Die wich-
tigste Förderquelle stellen Förderungen der Integrationsämter aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe6 dar:
•	 dauerhafte Lohnkostenzuschüsse zum Ausgleich behinderungs­

bedingter Leistungsminderungen und für außergewöhnliche 
Belastungen aufgrund der Beschäftigung von Menschen mit 
Schwerbehinderung (Hilfestellungen durch KollegInnen, inklu-
sionsgegerechte Unternehmensprozesse und Unternehmens-
strukturen);

5 � Vgl. www.bag-if.de/integrationsunternehmen-in-zahlen [4.9.2017].
6 � Arbeitgeber, die ihrer Beschäftigungspflicht von Menschen mit Schwerbehinde-

rung nicht nachkommen (mindestens fünf Prozent aller Beschäftigten bei einer 
Zahl ab 20 Beschäftigten), müssen an das zuständige Integrationsamt eine Aus-
gleichsabgabe entrichten. Die Ausgleichsabgabe entspricht der österreichischen 
Ausgleichstaxe. Diese ist zu entrichten, wenn nicht mindestens eine Person von 25 
Beschäftigten den Status »Begünstigt behindert« aufweist.
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•	 Ausgleich besonderer Aufwände, die beispielsweise durch die Be-
reitstellung psychosozialer Betreuung am Arbeitsplatz entstehen;

•	 Förderung von Investitionskosten zur Errichtung eines Arbeits-
platzes;

•	 Förderung von Kosten für betriebswirtschaftliche Beratung.

Dauerhafte Lohnkostenzuschüsse und Investitionszuschüsse wer-
den hinsichtlich einer möglichen Wettbewerbsverzerrung auch 
kritisch betrachtet. Dieser Sichtweise entgegengehalten wird, dass 
die Förderungen nur als (teilweiser) Ausgleich der Nachteile durch 
die Beschäftigung eines besonders hohen Anteiles an Menschen 
mit Behinderung dienen. Außerdem stehen die Förderungen 
auch konventionellen Unternehmen zur Verfügung, wenn diese 
Personen mit Schwerbehinderung beschäftigen (mit Ausnahme 
der betriebswirtschaftlichen Beratung und Einschränkungen be-
züglich Förderung der psychosozialen Betreuung). Neben direk-
ten finanziellen Förderungen können Inklusionsbetriebe darüber 
hinaus auch von Steuervorteilen profitieren, wenn Sie den Status 
der Gemeinnützigkeit erfüllen.

4  �Ausgleichsabgabe als Finanzierungsbasis: 
Eine Schwachstelle des Instrumentes?

Als eine mögliche Schwachstelle des Instrumentes kann die Finan-
zierungsbasis betrachtet werden. Ein Großteil der Förderungen an 
Inklusionsbetriebe erfolgt aus Mitteln der Ausgleichsabgabe. Da-
durch ist die Finanzierung zwar nicht von kurzfristigen politischen 
Entscheidungen abhängig, andererseits sind die Mittel aus der Aus-
gleichsausgabe begrenzt und in einigen Bundesländern bereits aus-
geschöpft. Deshalb stehen in diesen Bundesländern – abgesehen von 
Sonderprogrammen – keine Mittel für die Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze in Inklusionsbetrieben zur Verfügung. Zusätzliche 
Fördermöglichkeiten ergeben sich durch das neue Bundesteilhabe-
gesetz und das darin vorgesehene »Budget für Arbeit«. Arbeitgeber, 
die Personen aufnehmen, die zuvor in einer Werkstätte für behin-
derte Menschen gearbeitet haben, erhalten bis zu 70 Prozent dauer-
haften Lohnkostenzuschuss für die neu angestellte behinderte Per-
son. Das gilt auch für die Neuanstellung in einem Inklusionsbetrieb.

5  �Inklusionsbetriebe als kostenschonende 
Variante für die Unterstützung von Menschen 
mit Behinderung

Bislang fehlt es an einer systematischen Erfassung der volkswirt-
schaftlichen Wirkungen von Inklusionsbetrieben. Wie eine fiskali-
sche Analyse des Bundeslandes Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2005 
aufzeigt, stellt ein Arbeitsplatz in einem Inklusionsbetrieb die kosten-
schonendste Variante im Vergleich mit einem Platz in einer Werkstät-
te für behinderte Menschen oder dem Bezug von Arbeitslosengeld 
dar. Eine standardmäßige Berechnung der Rückflussquote in den 
Bundesländern Hessen, Sachsen, Brandenburg und Schleswig-Hol-
stein zeigt für 2015 eine Rückflussquote von 217 Prozent.7 Dabei wur-

7 � Auskunft von Peter Stadler, FAF gGmbh. Diese führt standardmäßig das Monito-
ring der Inklusionsbetriebe in den genannten Bundesländern durch.

den jedoch auch Rückflüsse an die öffentliche Hand einberechnet, 
die durch die Schaffung von Arbeitsplätzen in Inklusionsbetrieben 
entstehen, die von MitarbeiterInnen ohne Behinderung besetzt sind.8

6  �Wenige Beschäftigte, aber hoher sozialer 
Mehrwert

Trotz der starken Dynamik in den letzten Jahren ist die Beschäf-
tigungswirkung von Inklusionsbetrieben auf nationaler Ebene 
betrachtet vergleichsweise gering. Nur rund ein Prozent aller 
beschäftigen Menschen mit Schwerbehinderung in Deutschland 
arbeitet in einem Inklusionsbetrieb. Trotzdem schaffen Inklusi-
onsbetriebe einen bedeutenden sozialen Mehrwert. Sie überneh-
men eine wichtige Beispielfunktion auf dem Weg in eine inklusi-
ve Arbeitswelt. Sie zeigen, wie Menschen mit Behinderung einen 
wichtigen Beitrag zum wirtschaftlichen Erfolg eines Unterneh-
mens leisten können, wenn entsprechende inklusionsgerechte 
Arbeitsstrukturen gegeben sind. Darüber hinaus helfen sie, die 
Lebenssituation von Menschen mit Behinderung zu verbessern. 
Die Beschäftigten mit Behinderung erhalten ein Einkommen, das 
es erlaubt, den Lebensunterhalt selbständig zu sichern. Besonders 
wichtig sind die sinnstiftenden Erfahrungen des Arbeitsalltages, 
wie z.B. Begegnung mit anderen Menschen oder die Einbindung 
in produktive Abläufe. Inklusionsbetriebe leisten auch einen wich-
tigen Beitrag zum Abbau von Vorurteilen, so v. a. bei Behinde-
rungsformen, die noch immer von Stigmatisierung betroffen sind.

Inwiefern sich Menschen mit Behinderung »inkludiert« füh-
len und ob mit dem Instrument tatsächlich Inklusion in einer Di-
mension erreicht wird, die ZielgruppenvertreterInnen anstreben, 
bleibt zu diskutieren.

7  �Erfolgsfaktoren auf der Makro- und Mikroebene

Auf der Makroebene sind zunächst das Engagement und die Zu-
sammenarbeit relevanter Akteure auf regionaler und kommunaler 
Ebene wichtig für das Entstehen von Inklusionsbetrieben. Auch be-
reits bestehende und erfolgreiche Inklusionsbetriebe tragen dazu bei, 
dass Neugründungen in Angriff genommen werden. Die steuerliche 
Begünstigung gemeinnütziger Inklusionsbetriebe sowie die Mög-
lichkeiten, Inklusionsbetriebe bei öffentlichen Auftragsvergaben zu 
bevorzugen, stellen ebenfalls wichtige Anreize dar. Auf der Mikroe-
bene sind die richtige Mischung aus betriebswirtschaftlichem Know-
how (Identifikation geeigneter Geschäftsfelder und Marktchancen, 
Entwicklung eines Businessplanes) und das Know-how in der Arbeit 
mit der Zielgruppe sehr wichtig für den unternehmerischen Erfolg. 
Entscheidend ist auch, dass die Arbeitsplätze in Inklusionsbetrieben 
von den MitarbeiterInnen unbefristet sind und gut eingearbeitete 
MitarbeiterInnen nicht nach einer definierten Zeitspanne das Un-
ternehmen wieder verlassen müssen. Darüber hinaus sind Koope-
rationen und Vernetzung sowohl zu anderen Inklusionsbetrieben als 
auch zu anderen Akteuren (Branchenverbände, Fördergeber etc.) so-

8 � Aus einem Euro investierter Förderung an einen Inklusionsbetrieb fließen 2,17 
Euro an die öffentliche Hand zurück. Geht man davon aus, dass etwa die Hälfte de 
Beschäftigten Menschen mit Behinderung sind, kann man erwarten, dass knapp 
die Hälfte des Rückflusses von den Menschen mit Behinderung erwirtschaftet wird.
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wie Engagement und Durchhaltevermögen sehr wichtig. Schließlich 
können Inklusionsbetriebe nur mit inklusionsgerechten Arbeitsbe-
dingungen, die u. a. auf einer Unternehmenskultur des rücksichts-
vollen, offenen und fairen Miteinanders basieren, erfolgreich sein.

8  �Integrative Betriebe und Beschäftigungsprojek-
te als vergleichbare Formen Sozialer Unterneh-
men in Österreich?

Mit den Integrativen Betrieben und den Beschäftigungsprojekten 
(Sozialökonomische Betriebe / SÖB, Gemeinnützige Beschäfti-
gungsprojekte / GBP) sind zwei Instrumente in Österreich vor-
handen, die mit den deutschen Inklusionsbetrieben vergleichbar 
sind. In beiden Fällen handelt es sich um Unternehmen mit einer 
sozialen Zielsetzung, die (teilweise) in Konkurrenz zu konventio-
nellen Unternehmen stehen, einen bedeutenden Anteil ihrer Er-
löse über den Markt erwirtschaften und Arbeitsverhältnisse für 
benachteiligte Personengruppen anbieten, die rechtlich betrachtet 
mit Arbeitsverhältnissen am 1. Arbeitsmarkt gleichgestellt sind.

Die acht Integrativen Betriebe in Österreich beschäftigen rund 
2.370 Menschen, davon rund 75 Prozent Menschen mit Behinde-
rung. Damit haben die Integrativen Betriebe einen deutlich hö-
heren Anteil an Beschäftigten mit Behinderung als die deutschen 
Inklusionsbetriebe (Integrative Betriebe: 74,6 Prozent, Inklusi-
onsbetriebe: 43,4 Prozent. Während in einem Inklusionsbetrieb 
durchschnittlich 31 Menschen mit Behinderung arbeiten, sind 
es in einem Integrativen Betrieb 205. Allerdings sind letztere in 
verschiedenen Teilbetriebe gegliedert. Die österreichischen Integ-
rativen Betriebe haben auch im Unterschied zu deutschen Inklusi-
onsbetrieben eine Schwerpunktsetzung auf Produktionsbetriebe. 
Insgesamt beschäftigten die österreichischen Integrativen Betriebe 
2,9 Prozent der erwerbstätigen Menschen mit begünstigter Be-
hinderung.9 Hinsichtlich der Beschäftigungsprojekte (SÖB, GBP) 
bestehen die größten Unterschiede zu den Inklusionsbetrieben 
darin, dass die vorwiegende Erwirtschaftung von Markterlösen 
nur zum Teil gegeben ist, dass Menschen mit Behinderung nur 
einen kleinen Teil der Zielgruppe des Instrumentes darstellen und 
v. a. darin, dass die geschaffenen Arbeitsplätze Transitarbeitsplät-
ze sind und keine Dauerbeschäftigung möglich ist. Ein weiterer 
Unterschied besteht im Fördermodell. Hier kommen bei Integra-
tiven Betrieben und Inklusionsbetrieben Fördermodelle zur An-
wendung, die darauf abzielen, behinderungsbedingte Leistungs-
minderungen der MitarbeiterInnen sowie zusätzliche Aufwände 
durch die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung auszu-
gleichen. Bei Beschäftigungsprojekten kommt ein Fördermodell 
zur Anwendung, das auf einer Echtkosten-Abrechnung basiert 
und jene Kosten befristet fördert, die nicht durch Markterlöse ab-
gedeckt werden können. Auch hinsichtlich der Förderkosten pro 
Arbeitsplatz und Jahr von ZielgruppenmitarbeiterInnen dürften 
erhebliche Unterschiede bestehen. Obwohl die folgenden Zahlen 
auf unterschiedlichen Quellen und Berechnungen basieren und 
nicht eins zu eins vergleichbar sind, liefern sie doch einen dahin-

9 � Stichtagswert (31.12.2015): Bei den Daten zur Gesamtbeschäftigung von Men-
schen mit begünstigter Behinderung in Österreich werden selbständige und un-
selbständige Beschäftigung gemeinsam betrachtet. 

gehenden Anhaltspunkt: Die durchschnittlichen jährlichen För-
derkosten pro Arbeitsplatz einer behinderten Person betragen bei 
deutschen Inklusionsbetrieben 6.886 Euro10 aus der Ausgleichsab-
gabe (zuzüglich möglicher zeitlich befristeter Eingliederungszu-
schüsse der Bundesagentur für Arbeit) und bei österreichischen 
Integrativen Betrieben 21.008 Euro.11 Bei österreichischen Be-
schäftigungsprojekten liegen die durchschnittlichen Förderkosten 
pro Zielgruppenperson (Transitarbeitskraft) bei 13.702 Euro.12

9  �Schlussfolgerungen aus österreichischer 
Perspektive

Vor dem Hintergrund ähnlicher Herausforderungen im Zusam-
menhang mit der Förderung der Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung am Arbeitsleben erscheint das Modell der Inklusi-
onsbetriebe als interessanter Ansatz: Mit den österreichischen In-
tegrativen Betrieben gibt zwar bereits ein Modell, das Menschen 
mit (schwerer) Behinderung einen dauerhaften Arbeitsplatz er-
möglicht und weitestgehend dauerhaft sichert.13 Der Bedarf an 
solchen Arbeitsplätzen ist aus ExpertInnensicht jedoch weit höher. 
Auch wird immer wieder der Bedarf an dauerhafter oder zumin-
dest längerfristiger Beschäftigung für Menschen mit spezifischen 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen, so z. B. rezidivierenden 
psychischen Einschränkungen, gemeldet. Inklusionsbetriebe nach 
deutschem Modell könnten hier eine zusätzliche Chance für Be-
schäftigung sein. Aufgrund sehr ähnlicher Strukturen in Österreich 
und Deutschland hinsichtlich der bestehenden Beschäftigungsför-
derungen (Minderleistungsausgleich, Einstellungsbeihilfe, Förde-
rung von Arbeitsplatzadaptierung) scheint eine Übertragung des 
deutschen Fördermodells durchaus möglich. Wichtig dabei wäre, 
dass die wesentlichen Charakteristika der Inklusionsbetriebe, also 
insbesondere die unternehmerischen Freiheiten, erhalten bleiben, 
um Flexibilität, Regionalität und Innovation zu ermöglichen und 
gleichzeitig die soziale Absicherung zu gewährleisten.

Folgende Aspekte sind dabei hervorzuheben:
•	 50-Prozent-Quote als Obergrenze für die Zahl der Zielgruppen-

mitarbeiterInnen, um die Zusammenarbeit von Menschen mit 
und ohne Behinderung zu fördern und um die Wirtschaftlich-
keit des Unternehmens sicherzustellen;

•	 die Möglichkeit, Inklusionsbetriebe auch als Teilbetrieb eines 
Unternehmens zu führen;

•	 individuelle Einschätzung der behinderungsbedingten Leis-
tungsminderung am konkreten Arbeitsplatz;

•	 verlässliche und rechtlich abgesicherte Förderung (unabhängig 
von der aktuellen Ertragssituation);

•	 Unterstützungsstruktur für Unternehmen in Planung- und Be-
triebsphase sowie Kontrollmöglichkeiten für den Fördergeber, 

10 � Durchschnittswert aus dem Jahr 2015, vgl. BIH  – Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen: Jahresbericht 2015/2016, BIH – 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen, 
Münster 2016, Seite 31.

11 � Veranschlagte Förderkosten für 2017.
12 � Durchschnittswert aus dem Jahr 2015, vgl. BMASK: Aktive Arbeitsmarktpolitik 

in Österreich 2016, Dokumentation, BMASK, Wien 2016, Seite 27.
13 � In österreichischen Integrativen Betrieben ist die Arbeitsplatzsicherheit auch 

in wirtschaftlichen Krisen durch entsprechende Förderung bisher gegeben. In 
Deutschland müssen Inklusionsbetriebe im Krisenfall auch Personen kündigen 
oder schließen.
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um marktwirtschaftliche Orientierung und Tragfähigkeit des 
Unternehmens (und somit Arbeitsplatzsicherheit) zu gewähr-
leisten;

•	 Bereitstellung psychosozialer / sozialpädagogischer Betreuung 
(sollten diese im Unternehmen nicht vorhanden sein, könnten 
sie zugekauft werden).

Neben einem schlanken Fördermodell bräuchte es darüber hin-
aus auch engagierte UnternehmerInnen, die bereit sind, ein sozi-
al- und gewinnorientiertes Unternehmen mit Menschen mit und 
ohne Behinderung zu führen. In vielen Trägervereinen, SÖBs und 
ersten Sozialen Unternehmen gibt es Know-how, wie dies zu be-
werkstelligen wäre.

P. b. b.
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Via Integration gGmbH – Gut Hebstein

Kurzbeschreibung: 

Die Via Integrations gGmbH wurde 2002 im Bundesland Nordrhein-Westfalen gegründet, 
wird in der Rechtsform einer gemeinnützigen GmbH geführt und ist den Geschäftsberei-
chen »Biolandwirtschaft« und »Gastronomie« aktiv. Aktuell beschäftigt das Unternehmen 
90 MitarbeiterInnen, 33 davon sind Menschen mit einer Schwerbehinderung. Zielgrup-
pe sind Menschen mit psychischer Behinderung. Im Jahr 2016 erwirtschaftete das Unter-
nehmen 2,4 Millionen Euro Umsatz. Davon wurden 1,9 Millionen Euro über Markterlöse 
erwirtschaftet und 500.000 Euro durch Fördermittel. Das ergibt eine Eigenleistung (An-
teil der Markterlöse am Gesamtumsatz) von rund 79 Prozent.

Langbeschreibung:

In den 1980er-Jahren entstanden in Deutschland viele Beschäftigungsprojekte für lang-
zeitarbeitslose Menschen. Mit der Zeit wurden auch immer mehr Menschen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen an diese Programme verwiesen. Diese Angebote waren 
jedoch nicht auf die Zielgruppe der Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen 
ausgerichtet und konnten deshalb den spezifischen Bedürfnissen dieser Zielgruppe 
nicht gerecht werden. Daraus entstand die Idee, Beschäftigungsangebote für Men-
schen mit psychischer Behinderung zu schaffen. Menschen, die im sozialen Bereich tä-
tig waren, gründeten einen Verein, der verschiedene Beschäftigungsprojekte im Rah-
men von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen oder im Rahmen des Programmes »Arbeit 
statt Sozialhilfe« umsetzte. 

Die Entstehung der heutigen Via Integration gGmbH war im Grunde ein Zufall. Eine da-
mals 75-jährige Frau, die in der Ökoszene verwurzelt war, begann in Aachen in einem al-
ten Steinbruch Gemüse anzubauen. Diese Frau gab aus Altruismus heraus immer wieder 
Menschen mit Klinikerfahrung auf informeller Basis Beschäftigungsmöglichkeiten, indem 
sie diese tageweise mitarbeiten ließ. Im Alter von 80 Jahren konnte die Frau den Gemüse-
garten aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr betreiben. Der Verein übernahm den Ge-
müsegarten und gründete die Via. Zu diesem Zeitpunkt, in etwa Mitte der 1990er-Jahre, 
lebte gerade der Markt für regionale und Bioprodukte auf. Schnell wurde der Gemüsegar-
ten zu klein, und es wurde das Gut Hebscheid angemietet, das später auch gekauft wur-
de. In weiteren Schritten entstand ein Café für KundInnen der Bio-Produkte und für Mit-

arbeiterinnen, ebenso wurde die Scheune zu einem Veranstaltungsort umgebaut. Heute 
liegt der Schwerpunkt der Via eindeutig im gastronomischen Bereich. 

Wichtiger Meilenstein in dieser Entwicklung waren Veränderungen im Schwerbehinderten-
recht, dem Vorläufer des heutigen SGB IX, durch die es erstmals möglich war, dass nicht nur 
Einzelpersonen, sondern auch Unternehmen gefördert werden konnten. Durch den Erfolg 
des Unternehmens wurde der Aufwand der Führung von Via so groß, dass der ursprüng-
liche Trägerverein einen neuen Träger für die Via suchte. Sie wurden dabei in der WABE 
fündig, die zur Diakonie gehört. WABE ist im Bereich der Jugendhilfe, Beschäftigungspro-
gramme für nicht-behinderte Menschen, Langzeitarbeitslose usw. aktiv. 

Heute besteht die Via aus drei Geschäftsbereichen, nämlich »Biolandwirtschaft«, »Gastro-
nomie« und »Marketing«. Die drei Bereiche sind eng miteinander vernetzt, agieren aber 
im Grunde wie selbständige Unternehmen. Via verfolgt konsequent den Ansatz, keinen 
Unterschied zwischen MitarbeiterInnen mit und ohne Behinderung zu machen. Menschen 
mit Behinderung arbeiten in allen Bereichen und auf allen Ebenen des Unternehmens. 
Diese Unternehmenskultur bedarf auch einer aktiven Förderung. So ist beispielsweise ei-
ner der Abteilungsleiter ein Mensch mit Behinderung. 

Die Beschäftigung von Menschen mit psychischer Behinderung stellt keine große Heraus-
forderung für das Unternehmen dar. So vergleicht es der Geschäftsführer mit der ganz nor-
malen Situation von Arbeitgebern, wenn weibliche Mitarbeiter schwanger werden. Darauf 
muss sich ein Arbeitgeber einstellen können, und bei Menschen mit psychischer Behinde-
rung ist das nicht anders. In den meisten Fällen sind die betreffenden MitarbeiterInnen in 
ärztlicher Behandlung und medikamentös gut eingestellt, sodass sich relativ selten akute 
Symptome zeigen, die die Arbeitsleistung stark beeinträchtigen. Die Betreuung der Men-
schen mit Behinderung erfolgt zum einen über die AbteilungsleiterInnen, die für diese 
Funktion interne Schulungen, externe Weiterbildungen und Supervision erhalten. Darü-
ber hinaus ist auch eine SozialarbeiterIn bei der VIA beschäftigt, um Probleme und Hilfe-
stellungen gleich vor Ort bearbeiten zu können. 

Durch die breite Zielgruppe der Trägerorganisation WABE ist die VIA nicht nur Inklusions-
betrieb, sondern beteiligt sich daneben auch an anderen Projekten und Beschäftigungs-
maßnahmen, die beispielsweise über das SGB II, die Grundsicherung für Arbeitslose, ab-
gewickelt werden und darauf abzielen, langzeitarbeitslosen Menschen Tagesstruktur und 
soziale Anbindung zu bieten.�

10  �Anhang: Beispiel eines Inklusionsbetriebes


